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An unsere Leser: 

Möchten Sie die Einladungen und 
Informationen der BIA-Nachrichten 

regelmäßig per Post erhalten? 
Dann lassen Sie sich als Anhänger registrieren. 

Schreiben Sie an: 

Stadtrat Ralf Ollert 
Postfach 610241,
90222 Nürnberg.

Nürnberg
Fortsetzung von Seite 2 Nürnbergs Schulden steigen immer weiter

B I A - S t a d t r a t  S e b a s t i a n 
Schmaus hält gemeinsam mit 
Ralf Ollert den vorgelegten 
Haushaltsplanentwurf für 2010 
für verhängnisvoll. Durch die 
geplante Nettoneuverschul-
dung von 58,5 Millionen Euro 
wächst der Schuldenberg wei-
ter auf 1,136 Milliarden Euro 
im Kernhaushalt und auf 1,775 
Milliarden Euro mit den städti-
schen Eigenbetrieben.

und Land dem „Gesetz über den 
Aufenthalt, der Erwerbstätigkeit 
und die Integration von Auslän­
dern im Bundesgebiet“ Geltung 
zu verschaffen, welches im § 55 
eine Ermessensausweisung für 
jeden Ausländer vorsieht,  der 
„für sich, seine Familienange­
hörigen oder sonstige Haus­
haltsangehörige Sozialhilfe in 
Anspruch nimmt“. Neben ande­
ren hat selbst der jüdische Pu­
blizist Ralph Giordano, der nun 
wirklich nicht im Verdacht der 
„Rechtslastigkeit“ steht, zu den 
Äußerungen von Thilo Sarrazin 
angemerkt: „Sarrazin weist zu 
Recht auf die haarsträubenden 
Zustände in den Parallelgesell­
schaften hin. Eingebrockt haben 
uns diese Verhältnisse Multikul­
ti-Illusionisten, professionelle 
Gutmenschen, Umarmer vom 
Dienst, Sozialromantiker und 
Beschwichtigungsapostel. De­
nen darf man nicht nachgeben 
und sich nicht mundtot machen 

lassen.“ Die Bürgerinitiative 
Ausländerstopp wird genau 
dies beherzigen und sich auch 
zukünftig zum Wohle unserer 
Bürger für eine vernünftige 
Stadtpolitik einsetzen. Mit einer 
solchen Politik würde dafür 
gesorgt, daß unser Nürnberg 
eine wohnliche deutsche Stadt 
bleibt, bzw. wieder wird, und 
seine Gemeinschaftsaufgaben 
so finanzieren kann, daß zu­

künftige Generationen nicht mit 
übermäßigen und nicht mehr 
tilgbaren Schulden belastet 
werden. Hier geht es um die 
Investitions- und Entwicklungs­
fähigkeit unserer Stadt und 
somit um die gesicherte Zukunft 
unseres Gemeinwesens.  Den 
Haushaltsplanentwurf für 2010 
lehnen wir deshalb ab. 

Ralf Ollert, Sprecher der BIA-
Stadtratsgruppe
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Besuchen Sie uns im Weltnetz: www.auslaenderstopp.de

Bürgerinitiative Ausländerstopp
Nürnberg

Fürther Traditionsunternehmen muß schließen 

Solidarität mit den Quelle-Mitarbeitern
Was nicht einmal der 2.Welt­

krieg geschafft hat, ist jetzt eine 
Tatsache geworden. Nach 82 
Jahren macht das Nürnberg-
Fürther Traditionsunternehmen 
Quelle dicht. Nach Angaben 
des Insolvenzverwalters des 
Mutterkonzerns Arcandor gibt 
es im Konzernbetrieb keinerlei 
Substanz mehr.  Der Bankrott 
mußte zwangsläufig erklärt 
werden. 

Eine seit Jahren unverant­
wortliche Unternehmenspolitik 
von sogenannten „Managern“, 
die nur auf ihren Vorteil aus wa­
ren und nicht die Zukunft des 
Unternehmens im Blick hatten, 
hat jetzt zu diesem katastro­
phalem Ergebnis geführt. Die 
Firmengründer und langjäh­
rigen Geschäftsführer, Gustav 
und Grete Schickedanz, würden 
sich „im Grabe herumdrehen“, 
wenn sie sehen könnten, was 
aus ihrem Familienunterneh­
men gemacht wurde. 

Bereits im letzten Jahr konnte 
das Versandhaus Quelle konnte 
nur durch eine 50-Millionen-
Euro-Finanzspritze aus Steuer­
geldern überhaupt in die Lage 
versetzt werden, die Winterka­
taloge zu drucken und auszu­
liefern. Nun teilte der Insolvenz­
verwalter mit, daß trotz langer 
Verhandlungen kein Käufer für 
Quelle gefunden wurde. 

Noch in der vergangenen 
Woche konnte man in den Wirt­
schaftsnachrichten geradezu 
euphorische Meldungen lesen, 
wonach die Testkäufer (ein aus­
gewählter Personenkreis, wel­
cher die Kataloge vorab erhält) 
angeblich in bisher kaum ge­
kanntem Maße Waren orderten. 
In Wahrheit ging das Geschäft 

immer mehr bergab. Und jetzt 
das Ende: 7000 Quelle-Mitar­
beiter werden nach aktuellen 
Meldungen entlassen werden 
und gehen mit ihren Familien 
einer ungesicherten Zukunft 
entgegen. Ein „Tiefschlag“  im 
Großraum Nürnberg, der mit 
den Pleiten von Grundig und 
AEG ohnehin von einer hohen 
Arbeitslosigkeit betroffen ist.

Die Gründe für die Quelle-
Pleite sind sicher vielfältig. So 
spielt einerseits die seit der 
Euro-Einführung beständig 
gesunkene Kaufkraft der Masse 
unseres Volkes und der damit 
zusammenhängende schwache 
Binnenmarkt eine Rolle. Hinzu 
kommt die wachsende Bedeu­
tung des Versandhandels über 
das Weltnetz, wo die Quelle 
gegenüber ihren Konkurrenten 

nicht richtig aufgestellt war. 
Letztlich aber ist das Unterneh­
men ein Opfer des liberalkapi­
talistischen Wirtschaftssystems 
geworden, wo es keine der 
Volksgemeinschaft und der 
eigenen Belegschaft verpflich­
teten Privatunternehmer mehr 
gibt. Sondern nur noch globa­
lisierte Konzernunternehmen, 
mit Managern an der Spitze, die 
zeitlich befristete Verträge mit 
horrenden Honoraren haben. 
Handeln diese Manager falsch, 
sind nicht sie die Geschädigten, 
sondern die Unternehmen mit 
ihren Mitarbeitern. 

Im Fall Quelle sei noch darauf 
verwiesen, daß hier der von 
den Medien hochgejubelte 
Wirtschaftsminister zu Gut­
tenberg und der bayerische 
Ministerpräsident Seehofer auf 
Zeit gespielt haben, um die dro­
hende Liquidierung von Quelle 
noch hinter die Landtags- und 
Bundestagswahl zu bringen. So 
ließ sich Herr Seehofer noch mit 
dem Winterkatalog von Quelle 
mediengerecht filmen. Offen­
sichtlich hat man die 50-Millio­
nen- Euro-Hilfe im letzen Jahr 
ohne konkrete Zusagen gege­
ben. Dies war unverantwortlich 
gegenüber dem Steuerzahler 
und den Quelle-Mitarbeitern. So 
etwas nennt man Insolvenzver­
schleppung. Weitere Firmen mit 
Tausenden Mitarbeitern werden 
wohl folgen. Es wird Winter in 
Deutschland. Die Wahlen sind 
vorbei, jetzt erhalten die Wähler 
die Quittung präsentiert. Die 
Erklärung aus der Bayerischen 
Staatskanzlei, alles für den Erhalt 
von Quelle getan zu haben, ist 
offenkundig eine reine Schutz­
behauptung, denn letztlich 

wurde nichts positiv beeinflußt. 
Für eine echte politische Wen­

de bedürfte es einer neuen 
Politik, wie dies die nationalen 
Kräfte fordern. Wir müssen deut­
sches Geld wieder für deutsche 
Aufgaben verwenden und nicht 
die Arbeitsplatzvernichtung in 
Deutschland noch über die EU 
subventionieren. Und: Wie Thilo 
Sarrazin vor einigen Tagen sehr 
richtig feststellte, sind es eben 
überproportional Ausländer, 
welche die sozialen Sicherungs­
systeme dieses Landes belasten 
und somit Mittel verschlingen, 
die dem deutschen Bürger im 
Ernstfalle daher nicht mehr zur 
Verfügung stehen. 

In erster Linie muß aber dafür 
gesorgt werden, daß Deutsche 
in ihrem eigenen Land von ihrer 
Hände Arbeit leben können. Der 
deutschen Wirtschaft muß klar­
gemacht und sie muß notfalls 
dazu gezwungen werden, daß 
zuerst Deutsche zu beschäftigen 
sind. Wer als (Nicht-EU-)Auslän­
der arbeitslos ist, gar Sozialhilfe 
bezieht, ist umgehend in sein 
Heimatland abzuschieben. Bei 
notwendigen Entlassungen ist 
zunächst dieser Personenkreis 
auszustellen, bei Einstellungen 
sind Deutsche zu bevorzugen. 
Das ist keineswegs inhuman 
oder gar ausländerfeindlich, 
sondern ein ganz normales Ver­
fahren in den meisten Ländern, 
die sich nicht im Würgegriff 
von Gutmenschenmafia und 
inländerfeindlichen Psychopa­
then befinden. Grundsätzlich 
muß statt der Globalisierung 
wieder eine raumorientierte 
Volkswirtschaft, in Deutschland 
durchgesetzt werden. 

BIA Nürnberg

Solche Geldsäcke stellen die 
brD-Herrschenden regelmä-
ßig für eigene Diäten, Zahlun-
gen ans Ausland oder Kosten 
der Überfremdung zur Verfü-
gung. Deutsche Arbeiter, der 
Mittelstand und deutsche Fir-
men gehen derweil den Weg 
in die Pleite. Foto: frank13 / 
pixelio


